
Amtliches

für den

Nnterlahn-KreLs.
Amtliches §k\tJnt  dir KetMtmachknsm des zandratsamtes und des Krelsausschusses.

Tägliche Beilage zur Dieser und Gmser Zeitung.
Preis « der Anzeigen:

Die einspaltige Zeile oder deren Raum 25 Pfg .,
_ Reklamezeile 75 Pfg.

Ausgabestelle«:
In Diez : Rosenstraße 36.

In Bad EmS : Römerstraße8b.

Druck und Verlag von H. Ehr. Sommer,
Diez und Bad Ems.

Verantw. s. d. Schrift !. Paul Lange, Bad Ems.

Rr. 25.7_Diel . den 2. Roveaib «- 1918 58. Jahrgang

Amtliche« fet»

Bekanntmachung
Nr. 1/11 . 18. 8 . 2,

betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung
von Cocablättern und Cocain.

Vom 2. November 1918.

Die nachstehende Bekanntmachung wird aus Ersuchen
des Königlichen Kriegsministeriums auf Grund der Bekannt¬
machung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der
Fassung vom 26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 376) und 17.
Januar 1918 (Reichs-Gesetzbl. S . 37) sowie der Bekannt¬
machungen über Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs-
Gesetzbl. S . 604) und vom 11. April 1918 (Reichs-Gesetzbl.
S . 187) mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntnis ge¬
bracht, daß Zuwiderhandlungen gegen

a) die Bcschlagnahmebestimmungen gemäß der Bekannt¬
machung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in
der Fassung vom 26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S.
376);

b) die Auskunftspflicht gemäß den Bekanntmachungen
über Auskunft - Pflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs-Ge¬
setzbl. S . 604) und vom 11. April 1918 (Reichs-Gesetzbl.
S . 187)

bestraft werden, soweit nicht nach allgemeinen Strafgesetzen
höhere Strafen verwirkt sind.

Auch kann der Betrieb des Handeksgewerbes gemäß der
Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personen
von: Handel oom 23. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S.
603) untersagt werden.

Mn der Bekanntmachung betroffene Hegenstände.
Von dieser Bekanntmachung werden betroffen:

1. Cocablätter (Folia Cocae),
r . Cocain und seine Salze als Roh-, Halbfertig - und

Fertigware.

83.
Beschlagnahme.

Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬
stände werden hiermit beschlagnahmt.

Ausgenommen von der Beschlagnahme bleiben Vorräte
eines Eigentümers , die weniger als 500 Gr . betragen.

8 3.
Wirkung der Beschlagnahme.

Die Beschlagnahme hat die Wirkung , daß die Vornahme
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenständen
verboten ist und rechtsgeschästliche Verfügungen über sie
nichtig sind, soweit nicht eine Ausnahme auf Gruno der fol¬
genden Anordnungen erlaubt ist. Den rechtsgeschäftlichen
Verfügungen stehen Verfügungen gleich, die im Wege der
Zwangsvollstreckung oder Arrestoollziehung erfolgen.

8 4.
Veräußerungs -Erlaubnis.

Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung und Liefe¬
rung der beschlagnahmten Gegenstände gestattet:

1. an die Haupt -Sanitäts -Depots und die Sanitäts -De¬
pots des Heeres und der Marine;

2. mit vorheriger schriftlicher Einwilligung des König¬
lichen Kriegsministeriums , Sanitäts -Departement , in
Berlin.

8 5.
Merarveitungs -Krlauöuis.

Trotz der Beschlagnahme ist die Verarbeitung von Coca¬
blättern zu Cocain, hydrochl. und Cocain, nitr . allgemein
gestattet . Im übrigen ist die Verarbeitung nur mit vor¬
heriger schriftlicher Einwilligung des Königlichen Kriegr-
ministeriums , Sanitäts -Departement , in Berlin , erlaubt.

8 6.
Meldepflicht.

Tie von der Bekanntmachung betroffenen Gegenstände
unterliegen einer einmaligen Meldepflicht, soweit der Vorrat
eines Eigentümers mindestens 500 Gr . beträgt.

8 7.
Meldepflichtige Personen.

Zur Anmeldung verpflichtet sind:
alle natürlichen und juristischen Personen , welche bi- im

§ 1 bezeichneten Gegenstände im Gewahrsam haben, insbe¬
sondere auch landwirtschaftliche und gewerbliche Unterneh¬
mer, öffentlich-rechtlich« Körperschaften und Verbände.



6 8.
Meldestelle, Stichtag , Meldefrist.

Die Meldungen sind über die am 2. November 1918
(Stichtag ) vorhandenen Mengen bis zum 15. November
1918 (Meldefrist) an das Sanitäts -Departement des König¬
lichen Kriegsministeriums in Berlin W. 66, Wilhrlmstraße
94/96, zu erstatten.

§ 9.
Inkrafttreten.

Diese Bekanntmachung tritt am 2. November 1918 in
Kraft.

Frankfurt (Main ), den 2. November 1918.
Stellv . Generalkommando XVIII. Armeekorps.

Koblenz, den 2. November -1918.
Kommandantur der Festung

Coblenz -Ehrenbreirftein.
K. R . Rr . 1552/10. 18.

verboten ist und rechtsgefchüstliche Verfügungen übe» sie
nichtig sind, soiveit nicht eine Ausnahme auf Grund der fol¬
genden Anordnungen erlaubt ist. Den rechtsgeschäftlichen

■ Verfügungen stehen Verfügungen gleich, die im Wege der
Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung erfolgen.

Trotz der Beschlagnahme bleibt das Ernten , Trocknen,
Sortieren und Schneiden des Krautes erlaubt.

I 4.
Aeräicherrmgserkaitvnis. _—

Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung und Liefe-
j rang der beschlagnahmten Gegenstä>fl>e gestattet:
> 1. an das Sanitäts -Depot des Gardekorps in Berlin R.

39, Scharnhorststraße 14;
2. mit vorheriger schriftlicher Einwilligung des König¬

lichen Kriegsministerinms , Sanitäts -Departement , in
Berlin.

, 8.
Berarveitungserlauvitis

Bekanntmachung
Nr . 2/11 . 18. 8. 2,

betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung
von Pfefferminzkraul, -tee, -blättern.

Vom 2. November 1918.

Die nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen
des Königlichen Kriegsministeriums auf Grund der Bekannt¬
machung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der
Fas,ung vom 26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 376) und 17.
Januar 1918 (Reichs-Gesetzbl. S . 37) sowie der Bekannt¬
machungen über Auskunstspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs-
Gesetzbl. S . 604) und vom 11. April 1918 (Reichs-Gesetzbl.
S . 187) mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntnis ge¬
bracht, daß Zuwiderhandlungen gegen

a) die Beschlagnahmebestimmungen gemäß der Bekannt¬
machung über die Sicherstellilng von Kriegsbedarf in
der Fanung vom 26. April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S.
376):

b) die Auskunstspflicht gemäß den Bekanntmachungen
über Auskuirstspfliäst vom 12. Juli 1917 (Reichs-Ge¬
setzbl. S . 604) und vom II . April 1918 (Reichs-Gesetzbl.
S . 187)

bestraft werden, soweit nicht nach allgemeinen Strafgesetzen
höhere Strastn verwirkt sind.

Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß de»
Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personen
vom Handel dom 23. September 1815 (Reichs-Gesetzbl. G.
603) untersagt werden.

i 1-
9on der Bekanntmachung vetriffene Gegenstände.

Von dieser Belanntinachung werden betroffen:
1. Pfefstrminzkraut,
8. Pfefferminztee,
3. Psefferminzblätter (Fol. Menth , ptp.) .ganz und ge¬

schnitten.
r»

Beschlagnahme.
Die von dieser Bekanntmachung betrofftne » Gegen¬

stände werden hiermit beschlagnahmt.
Ausgenommen von der Beschlagnahme bleiben Vorräte

eine» Eigentümers , die weniger als 25 Kg. betrage».
I t

. Wirkung der Beschlagnahme.
Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme

v»n Uerändernngen an den von ihr berührten Gegenständen

Trotz der Beschlagnahme ist die Verarbeitung der be¬
schlagnahmten Gegenstände mit vorheriger schttitlicher Ein¬
willigung des Königlichen Kriegsministeriums , Sanitäts-
Departement , in Berlin , gestattet.

- 8 6.
Meldepflicht.

Tie von der Bekanntmachung betroffenen Gegenständ«
unterliegen einer einnmligen Meldepflicht, soweit der Vorrat
eines Eigentümers mindestens 25 Kg. beträgt.

S 7.
Meldepflichtige Personen.

Zur Anmeldung verpflichtet sind:
alle natürlichen und juristischen Personen , welche die im

8 1 bezeichnten Gegenstände im Gewahrsam haben, insbe¬
sondere auch landwirtschaftliche und gewerbliche Unterneh¬
mer, öffentlich-rechtliche Körperschaften und Verbände.

§ 8
Meldestelle, Stichtag , Meldefrist . '

Die Meldungen sind über die am 2. November 1918
(Stichtag ) vorhandenen Mengen bis zum 15. Noveuiber
1918 (Meldefrist) an das Sanitäts -Departement des König¬
lichen Kttegsministettums in Berlin W. 66, Wilhelmstiaße
94 '96, zu erstatten.

9 9.
Inkrafttreten,

Diese Bekanntmachung tritt am 2 .November 1918 in
Kraft.

Frankfurt (Main ), den 2. Noveniber 1918.
Gtellv . Generalkommando XVIII. Armeekorps.

Goblenz. den 2. » ovemder 1818
Kommandantur der Festung

Gobkenr-Uhrenbreitstei « .
K. * » r. 1553/10. 18.

11888. Diez,  den 28. Oktober 1918.
An die Lrt«p- lizeidetz»rden »es Kreises.

Ter Herr Oberstaatsanwalt in Frankfurt a. M. hat vorbe¬
haltlich jederzeitigen Widerruft genehmigt, daß die seither in
dem amtSgettchtlichen Gefängnisse in Diez untergebrachten Po¬
lizeigefangenen während ver Schließung desselben in dem
Zentralgefängni » in Freiendiez Aufnahme finden. An Kosten
ist die allgemein für die Aufnahme von Polizeigefangenen in
gerichtlichen Gefängnissen oorgeschriebene Vergütung zu erheben.
Sine etwa notwendige Vorführung von Polizeigefangenen dar
da» Amtsgericht ist Sache der OrtSpoltzeibehördan.

9 <i Landrat. . ,
Tbo».
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